
Veranlassung des Liegenschaftsdienstes eine Grund­
buchberichtigung — Eintragung der Erbengemeinschaft 
— herbeiführt. In Kenntnis der gesetzlichen Sicherung 
der Gleichberechtigung von Mann und Frau kommt kei­
nem der Gedanke, daß die ganz im Sinne des FGB lie­
gende Fortführung der durch keinerlei Erbauseinander­
setzungen beeinträchtigten Familiengemeinschaft den 
Verlust eines Anspruchs bewirken könnte, der der Ver­
wirklichung der Gleichberechtigung in den Fällen dient, 
in denen allein die Teilung des gemeinschaftlichen Ver­
mögens gemäß § 39 FGB diese nicht gewährleistet.

2. Erben sind der Ehegatte und gemeinsame, nicht mehr 
im Haushalt lebende volljährige Kinder.
In diesen Fällen entspricht es sozialistischen Moral­
anschauungen, dem verwitweten Elternteil den Nach­
laß zu belassen und die Frage einer Erbauseinander­
setzung nicht aufzuwerfen. Auch hier kommt keiner der 
Beteiligten auf den Gedanken, daß ein diesen Moral­
anschauungen entsprechendes Verhalten zu Rechtsnach­
teilen für den überlebenden Ehegatten führen könnte.

3. Erben sind entweder neben dem überlebenden Ehe­
gatten und eventuellen gemeinsamen Kindern weitere 
Kinder des Erblassers oder gemäß § 10 Abs. 2 Satz 2 
EGFGB der überlebende Ehegatte und Eltern des Erb­
lassers oder unter Ausschluß des überlebenden Ehe­
gatten nur testamentarische Erben.

In diesen Fällen weist die Situation die Beteiligten im 
allgemeinen darauf hin, daß eine rechtliche Klärung 
notwendig ist. In der Regel wird sich der Ehegatte dann 
juristisch beraten lassen und so Kenntnis von der Jah­
resfrist erhalten. Allerdings ist es denkbar, daß — be­
sonders in den Fällen des § 9 EGFGB — das Vorhan­
densein von weiteren Kindern des Erblassers zunächst 
nicht bekannt ist und deshalb wie oben geschildert ver­
fahren wird. Wenn gemeinsame Kinder nicht vorhanden 
sind und der Ehegatte deshalb Alleinerbe zu sein 
glaubt, hat er nicht einmal theoretisch die Möglichkeit, 
den Ausgleichsanspruch vor der Verjährung geltend zu 
machen. Nicht immer hilft ihm dann § 207 BGB, weil 
die Fristen der §§ 1943 und 1944 BGB nicht durch seine 
Kenntnis, sondern durch die Kenntnis des anderen Er­
ben in Lauf gesetzt werden, der — u. U. aus Gründen 
des Taktes — erst nach Jahresfrist seine Rechte geltend 
macht.
Bei den ersten beiden Gruppen und im letztgenannten 
Fall auch bei der dritten, wirkt sich also die Anwen­
dung des § 40 Abs. 2 Satz 2 FGB zum Nachteil des aus­
gleichsberechtigten Ehegatten aus. Gegenwärtig und 
sicherlich auch noch für eine längere Zeit ist das fast 
immer die Frau. Das bedeutet- jedoch eine eindeutige 
Verletzung der in § 2 Satz 1 FGB als Grundprinzip 
aller Bestimmungen verankerten Gleichberechtigung 
von Mann und Frau. Aus diesem Grunde darf man nicht 
bei der Feststellung stehenbleiben, daß der Wortlaut 
der §§ 23 und 40 Abs. 2 Satz 2 FGB der Meinung von 
Grabow im Wege stehe. Schon bei der Begründung des 
FGB vor der Volkskammer wurde darauf hingewiesen, 
daß vor den Gerichten „die Aufgabe steht, das Gesetz 
nicht nur nach dem Wortlaut seiner Bestimmungen, son­
dern in seinem ganzen Geist anzuwenden“2.
Es geht also hier konkret um die Frage nach der Funk­
tion der Grundsatzbestimmungen des Gesetzes — eine 
Frage, deren Klärung auch für künftige Probleme der 
Gesetzgebung von Bedeutung ist. Sie kann nur in fol­
gender Weise beantwortet werden:
Wenn bei der Anwendung einer Einzelbestimmung ein 
Ergebnis zustande kommt, das im Widerspruch zu den 
Grundsätzen des betreffenden Gesetzes steht, dann muß

2 H. Benjamin, „Das Familiengesetzbuch — Grundgesetz der 
Familie“. NJ 1966 S. 1 ff. (7).

geprüft werden, ob die Einzelbestimmung richtig ver­
standen und interpretiert wurde oder ob — wie hier — 
eine Bestimmung auf einen Sachverhalt angewendet 
wird, der gar nicht Gegenstand ihrer Regelung ist.

Mit Grabows Auffassung hat sich auch der Konsultativ­
rat für Familienrecht beim 1. Zivilsenat des Obersten 
Gerichts befaßt. Im Ergebnis wurde folgender Stand­
punkt vertreten:
Die Verjährungsfrist des § 40 Abs. 2 Satz 2 FGB betrifft 
nur die Fälle der Beendigung der Ehe durch Scheidung 
bzw. Nichtigkeitserklärung. Die Verjährungsfrist für 
den Ausgleichsanspruch des verwitweten Ehegatten be­
trägt dreißig Jahre.
Dafür waren folgende Erwägungen maßgebend: Es ist 
ein erheblicher Unterschied, ob eine Ehe durch Schei­
dung oder durch Tod beendet wird. Im ersten Fall hat 
sich die Ehe nicht als eine für das Leben geschlossene 
Gemeinschaft bewährt; im zweiten Fall trifft das da­
gegen in der Regel zu. Bei einer Scheidung der Ehe 
kommt es deshalb darauf an, den Beteiligten den Auf­
bau eines neuen Lebens durch eine möglichst umfas­
sende und schnelle rechtliche Klärung der mit der 
Scheidung aufgetretenen Probleme zu erleichtern. Des­
halb sieht § 25 FGB zwingend die gleichzeitige Klärung 
der Angelegenheiten gemeinsamer Kinder vor; deshalb 
zwingt § 29 FGB — unter Verzicht auf eine eventuell 
später mögliche außergerichtliche Einigung — zur sofor­
tigen Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen; des­
halb fördert die Verfahrensordnung die Verbindung 
aller Vermögens- und Wohnungsfragen mit dem Haupt­
prozeß (§§ 16 Abs. 1 und 18 Abs. 2) und privilegiert sie 
auch kostenrechtlich (§ 43 Abs. 2 und 4). Aus dieser ein­
deutigen Tendenz der allein der Scheidung geltenden 
Bestimmungen können wir unschwer das zugrunde lie­
gende Prinzip ableiten.
Welchen Niederschlag hat nun dieses Prinzip in den 
Bestimmungen gefunden, die für alle Fälle der Beendi­
gung der Ehe gelten? Solche Bestimmungen gibt es nur 
dort, wo Vermögensangelegenheiten geregelt werden 
(§§ 39 und 40 FGB). § 39 orientiert zunächst für beide 
Arten der Beendigung der Ehe auf eine Einigung der 
Beteiligten. Für den Fall, daß eine Einigung nicht als­
bald zustande kommt, zwingt er jedoch zur Vermeidung 
eines Rechtsverlusts in den Fällen der Scheidung und 
der Nichtigkeitserklärung zur Klageerhebung innerhalb 
eines Jahres (Abs. 3 Satz 2). Auch hier setzt sich die 
Notwendigkeit einer kurzfristigen Regelung der Schei­
dungsfolgen ohne Rücksicht auf eine eventuell später 
mögliche Einigung durch. Ganz anders ist es jedoch bei 
Beendigung der Ehe durch Tod. Hier kennt das Gesetz 
keine Frist und befindet sich damit in Übereinstimmung 
mit dem Erbrecht, das die Erben ebenfalls nicht inner­
halb einer bestimmten Frist zur Auseinandersetzung 
zwingt, weil es dafür keine Notwendigkeit gibt. Diese 
Parallelität der Vermögensregelung und der Erbregelung 
im Falle des Todes eines Ehegatten findet ihren deut­
lichen Ausdruck auch in § 40 Abs. 3 FGB, der Erbteil 
und Ausgleichsanspruch nebeneinander stellt.
Es ist also ein zweites Prinzip des Gesetzes, daß die 
Vermögensäuseinandersetzung zwischen dem Ehegatten 
und den (übrigen) Erben des Erblassers hinsichtlich der 
Prozedur gleich behandelt, insbesondere aber kein Erbe 
zur Eile getrieben und einer u. U. zum Prozeß zwingen­
den Frist unterworfen wird. Das ergibt sich eindeutig 
aus §§ 39 Abs. 3 und 40 Abs. 3 FGB.
Wenn der Wortlaut des § 40 Abs. 2 Satz 2 FGB zu einem 
entgegengesetzten Ergebnis zu führen scheint, so muß 
untersucht werden, ob diese Bestimmung richtig inter­
pretiert wird. Dazu besteht um so mehr Anlaß, als 
diese Interpretation zu § 2 FGB widersprechenden und 
— wie in dem Fall des Ehegatten, der erst nach Ablauf

142


